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Ausnahme
für alte
Bauten
Die Neunutzung
altrechtlicher Bauten
soll nicht durch das
Zweitwohnungsgesetz
behindert werden.
Die Vorgaben für Hausumbauten in
Berggebieten sollen gelockert und das
Zweitwohnungsgesetz entsprechend
angepasst werden. Die zuständige Na-
tionalratskommission hat eine ent-
sprechende Vorlage verabschiedet.
Nun ist das Parlament an der Reihe.
Nach der Vernehmlassung hielt die
Kommission für Umwelt, Raumpla-
nung und Energie des Nationalrats
(Urek-N) an der Vorlage fest - mit 14 zu
9 Stimmen bei 2 Enthaltungen, wie die
Parlamentsdienste am Mittwoch mit-
teilten. Gemeinden mit mehr als zwan-
zig Prozent Zweitwohnungen, die sich
an Einschränkungen halten müssen,
sollen für die Neunutzung von alt-
rechtlichen Wohngebäuden mehr Frei-
heit erhalten.

«Punktuelle Flexibilisierung»
Den Anstoss zur Vorlage hatte National-
ratspräsident Martin Candinas (Mitte,
Graubünden) mit einer parlamentari-
schen Initiative gegeben. Er störte sich
an «unnötigen und schädlichen Be-
schränkungen des Zweitwohnungs-
gesetzes in Sachen Abbruch und Wie-
deraufbau von altrechtlichen Wohnun-
gen». Heute können altrechtliche Bau-
ten in Gemeinden mit einem Zweitwoh-
nungsanteil von über zwanzig Prozent
nur beschränkt modernisiert werden.

Nun soll es bei der Umsetzung des
Zweitwohnungsgesetzes eine «punktu-
elle Flexibilisierung» geben, wie die
Urek-N schreibt. Eigentümerinnen und
Eigentümer altrechtlicher Häuser sol-
len diese um maximal dreissig Prozent
vergrössern und gleichzeitig zusätz-
liche Wohnungen schaffen können, oh-
ne dass die Nutzung eingeschränkt
wird. Dasselbe soll im Fall eines Ab-
bruchs und Wiederaufbaus gelten.

Die Kommissionsminderheit lehnt
die Änderung des Zweitwohnungsge-
setzes ab, weil diese aus ihrer Sicht den
Zweitwohnungsartikel der Verfassung
verletzt und sich ungünstig auf den
Erstwohnungsmarkt auswirkt. (sda)


